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Stadt Rheinau — Ortsteil Freistett
Ortenaukreis

Satzung
der Stadt Rheinau (Ortenaukreis)

tber
a. die 2. Anderung des Bebauungsplan__,,Menzbﬁhnd“ und
b. die ortlichen Bauvorschriften zur 2. Anderung des Bebauungsplan
»Menzbiihnd*

Der Gemeinderat der Gemeinde Rheinau hat in der Sitzung am ..:.~ st
a. die 2. Anderung des Bebauungsplan ,Menzbihnd“ sowie P
b. die 6rtlichen Bauvorschriften zur 1. Anderung des Bebauungsplan ,Menzbiihnd"

unter Zugrundelegung der nachstehenden Rechtsvorschriften als Satzungen
beschlossen:

Baugesetzbuch (BauGB)

Ausfertigungsdatum 23.06.1960

Vollzitat: ,Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBI. IS.
2414), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBI. IS. 1509) geéndert
worden ist*

Stand: In Kraft getreten am 1.7.1987, seither mehrfach novelliert,
Neugefasst durch Bek. V. 23.09.2004/2414,
zuletzt gedndert durch Art. 1 G v, 22.7.2011 /1509

Verordnung liber die bauliche Nutzung der Grundstiicke (Baunutzungsverordnung
BauNVO,

Ausfertigungsdatum 26.06.1962

Vollzitat: .Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990
(BGBI [ S. 132), die durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22.04.1993 (BGBI.1S.466) geéndert
worden ist*

Stand: Neugefasst durch Bek. V. 23.1.1990 / 132, geéndert durch Art. 3 G v.22.4.1993 / 466

Landesbauordnung fiir Baden-Wiirttemberg (LBO)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 05.03.2010

Anderungen: Berichtigung vom 05.03.2010 (GBI. S.416)

Seite: 1
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Gemeindeordnung fiir Baden-Wiirttemberg (GemO)
in der Fassung vom 24.07.2000

Anderungen:

Berichtigung (GBI 2000, S.698)
in der Fassung der letzten Anderung

§ 1 Raumlicher Geltungsbereich:
Der rdumliche Geltungsbereich fir
a. die planungsrechtlichen Festsetzungen nach § 9 BauGB
b. die értlichen Bauvorschriften nach § 74 LBO

ergibt sich aus dem zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes

§ 2 Bestandteile:
a. ) Die Planungsrechtlichen Festsetzungen bestehen aus:
1. Zeichnerischem Teil M1: 500 Stand 04.02.2013

2. Schriftliche Festsetzungen Stand 04.02.2013
Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 BauGB)

a. ) Die drtlichen Bauvorschriften bestehen aus dem/den:

1. Gemeinsamen Zeichnerischem Teil
zum Bebauungsplan M1: 500 Stand 04.02.2013

2. Schriftlichen Festsetzungen

Bauordnungsrechtlicher Teil

(Ortliche Bauvorschriften - § 74 LBO) Stand 04.02.2013
Beigefiigt sind:

Begriindung i.d.F.v. 04.02.2013

Gemeinsame Hinweise und Empfehlungen i.d.F.v. 04.02.2013
§ 3 Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig handelt, wer den aufgrund von § 74 LBO erlassenen 6értlichen

Bauvorschriften der Satzung zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeit kann gemaf § 75
LBO mit einer GeldbuRRe bis 100.000 EUR geahndet werden.

Seite: 2
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Ordnungswidrig handelt auch, wer einer im Bebauungsplan nach § 9 Abs. 1 Nr. 25
Buchstabe b festgesetzten Bindung fiir Bepflanzungen und fir die Erhaltung von Badumen,
Strauchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewassern dadurch zuwiderhandelt,
dass diese beseitigt, wesentlich beeintrachtigt oder zerstért werden.

Die Ordnungswidrigkeit kann gemaR § 213, Abs. 2 BauGB im Falle des Absatzes 1 Nr. 3
mit einer Geldbufle bis 10.000 EUR und im Falle des Absatzes 1 Nr. 4 mit einer Geldbul}e
bis 25.000 EUR geahndet werden.

§ 4 Inkrafttreten
Der Bebauungsplan und die értlichen Bauvorschriften zum Bebauungsplan treten mit ihrer

Bekanntmachung in Kraft.

2,2, April 2013

Rheinau, den

Burgefmeister Michael Welsche \\»; \ ? ;f,,‘"/;j'.f"
/ Burgermeister oo AL R

Seite: 3
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Stadt Rheinau-Freistett

Ortenaukreis

Bebauungsplan ,,Menzbiihnd*

Begriindung

zur 2. Anderung des Bebauungsplan ,,Menzbiihnd“
(Planungsstand des Bebauungsplanes und der textlichen Festsetzungen: 04.02.2013)

1. Abgrenzung des Planungsgebietes h
Die Anderung des Bebauungsplanes beinhaltet ausschlieBlich Anderungen fur den Bereich
unterschiedlicher Festsetzungen Nr. 6.

2, Vorhandenes Planungsrecht / stidtebauliche und planungsrechtliche Situation
Das vorhandene Planungsrecht griindet auf der Rechtsgrundlage des rechtsglltigen
Bebauungsplans ,Menzbiihnd®, in der Fassung vom 19.07.2004 (Satzungsbeschluss)

Das Baugebiet ist durch eine verkehrsberuhigte ErschlieBungs- und SammelstraRe in einen
nérdlichen und stdlichen Teilbereich gegliedert. Diese beiden Bereiche sind wiederum durch die
maanderartigen Straenflihrung der WohnstraRen in mehrere zusammenhdngende Bauflachen
unterteilt, die eine 2-geschossige Bebauung iiberwiegend mit Einzelhiusern ermdéglichen.

Eine gréRere Teilflache (im nordlichen Gebietsbereich) von ca. 4817 m2 war firr den zum
Zeitpunkt der Erstellung des Bebauungsplans erwarteten Bedarf an Gemeinschaftsflachen
vorbehalten und insbesondere fiir den sp&teren Neubau eines Kindergartens fiir die Gemeinde
vorgesehen.

FuB- und Radwege, welche die verkehrliche Verbindung zu den angrenzenden Feld-, Wald- und
Wiesenbereiche erméglichen, ergénzen die ErschlieBungsstruktur.

Im siidlichen Bereich wird das Baugebiet durch einen Larmschutzwall begrenzt.

In einer 1. Anderung wurden unter anderem ursprunglich geplante Gemeinschaftsflachen durch
Wohnbauflachen ersetzt.

3. Anlass der Planungsédnderung
Ursachlich fiir die 2. Anderung des Bebauungsplans sind folgende Entwicklungen:
in der Gemeinde:

Aufgrund des verstarkten Bedarf an Wohnbauflachen und des reduzierten Bedarfs an
Gewerbeflachen soll ermdglicht werden, dass der Teilbereich unterschiedlicher Festsetzung Nr.
6 mit ca. 1140 m2 in 2 kieinere Teilgrundstilicke aufgeteilt werden kann, ohne dass die geplante
Nutzung und der Gebietscharakter beeintrachtigt wird.

Stand: 04.02.2013 Seite: 1
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4. Planungsablauf

Die Anderung erfolgt im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB.

Dies bedeutet, dass auf eine frithzeitige Beteiligung der Offentlichkeit gemafR § 3 Abs.1 BauGB.
verzichtet werden kann. Die Birger haben im Rahmen der éffentlichen Auslegung der Anderung
des Bebauungsplan gemaR § 3 Abs.2 BauGB ausreichend Gelegenheit, sich Uber die Folgen
der Anderung zu informieren und thre Stellungnahmen in das Planverfahren einzubringen.

5. Ziel und Zweck der Anderung

Ziel und Zweck der Anderung sind Benachteiligungen der durch Grundstiicksteilung
entstehenden Teilgrundstiicke im Bereich unterschiedlicher Festsetzungen Nr. 6
auszuschlielRen,

Eine zukiinftige Grundstiicksteilung sollte parallel zur ErschlieBungsstralle verlaufen und das
riickwartige Grundstiick durch eine 3 m breite Zufahrt an die ErschlieBungsstralie anbinden
(Pfeifengrundstuick). Ein Teilungsvorschlag wird im zeichnerischen Teil dargestellt.

Eine solche Grundstiicksteilung wiirde dazu fiihren, dass es zu Uberlagerungen zwischen den
bisher festgesetzten Flachen fur die Garagen und den im Falle der Grundstiicksteilung
notwendigen Flachen fiir die Zufahrt kommt.

Deshalb werden fir den Bereich unterschiedlicher Festsetzungen Nr. 6 die Errichtung von
Garagen und Car-Ports gem. Ziff. 7 und die Errichtung von Nebenanlagen gem. Ziff. 8 der
Schriftlichen Festsetzungen auch aulerhalb des Baufensters bzw. aulerhalb der dafiir
vorgesehenen Flachen zugelassen, um planerische Einschréankungen und Benachteiligungen
fur die festgesetzte Mischnutzung aus Gewerbe und Wohnen auszuschlieRen.

Die bisherige Festsetzung von Flachen fir Garagen und Car-Ports entfallt.

6. Stidtebauliche Auswirkungen der Anderung r
Stadtebauliche Auswirkungen sind wegen der Geringfiigigkeit der Anderung nicht zu erwarten.

7 Sonstige Auswirkungen der Anderung

Anzeichen einer wesentlichen Umweltrelevanz fir die Schutzgiiter Mensch, Tiere oder Pflanzen,
sowie Landschaft, Boden, Wasser, Luft, Klima und Kuitur- und Sachgiiter sind im Hinblick auf
die geringfiigig gednderte Planung nicht zu erwarten. Einschrdnkungen fiir die
Grundstiickseigentiimer im Baugebiet sind nicht zu erwarten.

7.1 Héhenlage:
Die Héhenlagen der neu entstehenden Wohnbauflichen und der Grundstiicke mit ge&nderten
Festsetzungen werden nicht verandert.

7.2 Bauliche Nutzung:
Die Bauliche Nutzung wird nicht gedndert.
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7.4 Griinflachen:
Die im BPlan festgesetzten Griinflachen werden nicht veréndert.

7.5 Verkehr
Die vorhandenen ErschlieBungsstraen werden nicht veréndert.

7.6 Kosten

Fur die Gemeinde entstehen keine zusétzlichen Kosten.

Die Kosten fiir eventuelle Anderungen der Grundstiicksgrenzen, interne Erschlieungen,
Herstellung von Zufahrten, etc. tragen die Grundstiickseigentimer.

8. Flachenbilanz
Die Flachenbilanz wird nicht verandert.

Aufgestellt:
Karisruhe, den 04.02.2013

metzger renner-motz,
architekten + ingenieure GmbH
Binsenschlauchweg 1 e

76187 Karlsruhe

Karlsruhe, den 04.02.2013
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Stadt Rheinau - Ortsteil Freistett
Ortenaukreis

. Bebauungsplan (2. Anderung)

Menzbiihnd
der Stadt Rheinau, OT Freistett

Teil 2: Schriftliche Festsetzungen

als Textteil
zur Anderung des Bebauungsplans ,Menzbiihnd*,

Planstand: 04.02.2013

Planung:

metzger renner-motz
architekten + ingenieure GmbH
Binsenschlauchweg 1 e

76187 Karlsruhe

Tel 0721-1517100

Fax 0721 - 15171029
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Teil 2: Schriftliche Festsetzungen:

als Textteil
zum Bebauungsplan Planstand: 10.04.2012

A. Gesetzliche Grundlagen und Verordnungen
1. Bestandteile:

zu |. Bebauungsplan
Die Festsetzungen des Bebauungsplanes bestehen aus:

1. Zeichnerischem Teil

- Lageplan, M 1: 500, i.d.F.V.10.04.2012
- Gestaltungsplan

(Gestaltungs- und Griinordnungsplan), M 1: 500, i.d.F.V.10.04.2012

2. Schriftliche Festsetzungen i.d.F.V.29.10.2012

A. Gesetzliche Grundlagen und Verordnungen
B. Planungsrechtliche Festsetzungen
C. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen

D. Hinweise

3. Begriindung i.d.F.V.10.04.2012
4. Anlage:

Geltungsbereich i.d.F.V.12.07.2004

Zu ll. Griinordnungsplan
Der Gritnordnungsplan besteht aus:

1. Zeichnerischem Teil
- Grnordnungsplan (als Teil des Gestaltungs- und Griinordnungsplanes)
M 1: 500 i.d.F.V.14.05.2004

2. Schriftlichem Teil / Textteil i.d.F.V.10.04.2012
A. Begriindung
B. Verbindliche Festsetzungen

C. Hinweise

3. Anlagen:

Bestandsplan i.d.F.V.14.05.2004
Eingriffs- und Ausgleichsbewertung i.d.F.V.14.05.2004

Stand: 04.02.2013 Seite: 2
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21

2.2

2.3

24

2.5

2.6

Rechtsgrundlagen des Bebauungsplanes und des Griindordnungsplanes sind:

Baugesetzbuch (BauGB)

Ausfertigungsdatum 23.06.1960

Vollzitat: .Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004
(BGBI. IS. 2414), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBI. iS.

1509) gedndert worden ist"

Stand: In Kraft getreten am 1.7.1987, seither mehrfach novelliert,
Neugefasst durch Bek. V. 23.09.2004/2414,
zuletzt gedndert durch Art. 1 G v. 22.7.2011 / 1509

Verordnung iiber die bauliche Nutzung der Grundstiicke (Baunutzungsverordnung —
BauNVO,

Ausfertigungsdatum 26.06.1962

Vollzitat: ,Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.01.1990 (BGBI | S. 132), die durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22.04.1993
(BGBL.1S.466) geandert worden ist*

Stand: Neugefasst durch Bek. V. 23.1.1990 / 132, geéndert durch Art. 3 G v.22.4.1993 /
466

Gesetz iiber Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz -

BNatSchG)
Ausfertigungsdatum 29.07.2009 A
Vollzitat: ~Bundesnaturschutzgesetz vom 29.07.2009 (BGBI. 1S.2542), das zuletzt

durch Artikel 2 des Gesetzes vom 6.10.2011 (BGBI.IS.1986) ge&ndert worden ist"
Stand: Zuletzt geéndert durch Art. 2 G v.6.10.2011 / 1986

Gesetz zum Schutz der Natur, zur Pflege der Landschaft und biier die
Erholungsvorsorge in der freien Landschaft (Naturschutzgesetz - LNatSchG)

vom 13.12.2005

Anderungen: Berichtigung GBI. 2006. S 319
in der Fassung der letzten Anderung

Verordnung iiber die Ausarbeitung der Bauleitpline und die Darstellung des
Planinahalts (Planzeichenverordnung - PlanzV 90)

Ausfertigungsdatum 18.12.1990

Vollzitat: .Planzeichenverordnung vom 18.12.1990 (BGBI. | 1991, S. 58), die durch
Artikel 2 des Gesetztes vom 22.07.2011 (BGBI. IS.1509) ge4ndert worden ist*

Stand: Geadndert durch Art. 2G v 22.07.2011 / 1509

Gesetz liber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG)

Ausfertigung: 12.02.1990

Vollzitat: ~.Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitspriifung in der Fassung der
Bekanntmachung vom 24.02.2010 (BGBI, IS, 94), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes
vom 06.10.2011 (BGBI. IS. 1986) gedndert worden ist*

Stand: 04.02.2013 Seite: 3



Stadt Rheinau — OT Freistett - zu |. Bebauungsplan ,Menzbiihnd“ (2. Anderung)
Teil 2: Schriftliche Festsetzungen

2.7

2.8

2.9

Stand: Neugefasst durch Bek. V. 24.2.2010 / 94
Zuletzt geandert durch Art. 3 G v.6.10.2011 / 1986

Landesbauordnung fiir Baden-Wiirttemberg (LBO)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 05.03.2010

Anderungen: Berichtigung vom 05.03.2010 (GBI. S.416)

Gesetz iiber das Nachbarrecht (NGR)
in der Fassung vom 08.01.1996 (GBI 1996 Nr. 3 S. 54 — 61)

Gemeindeordnung fiir Baden-Wiirttemberg (GemO)
in der Fassung vom 24.07.2000

Anderungen:
Berichtigung (GBI 2000, S.698)
in der Fassung der letzten Anderung

Geltungsbereich
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans und Griinordnungsplanes ,Menzbiihnd® ist im
Lageplan mit schwarzem, unterbrochenem Band begrenzt.

Das Plangebiet wird begrenzt:

Im Nordwesten durch die Flurstiicke: 2815, 2814, 2813/1, 2811/1, 2810/1, 2808/1, 28086,
2951, 2952, 2953, 2954/1, 2954/2, 2955 bis 2962.

Im Nordosten durch die Fiurstiicke: 3546/5, 3560.
Im Siidosten durch die B 36.

Im Stidwesten durch die Langestrangstrale.

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig handelt, wer den aufgrund von § 74 LBO erlassenen 6rtlichen
Bauvorschriften der Satzung zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeit kann gemaR § 75
LBO mit einer Geldbufe bis 100.000 EUR geahndet werden.

Ordnungswidrig handelt auch, wer einer im Bebauungsplan nach § 9 Abs. 1 Nr. 25
Buchstabe b festgesetzten Bindung fur Bepflanzungen und fiir die Erhaltung von B&umen,
Stréuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewéssern dadurch zuwiderhandelt,
dass diese beseitigt, wesentlich beeintrichtigt oder zerstért werden.

Die Ordnungswidrigkeit kann gem&R § 213, Abs. 2 BauGB im Falle des Absatzes 1 Nr. 3
mit einer GeldbufRe bis 10.000 EUR und im Falle des Absatzes 1 Nr. 4 mit einer GeldbuRe
bis 25.000 EUR geahndet werden.
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1.1

1.2

1.3

21

Inkrafttreten

Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes, des Griinordnungsplanes und der értlichen
Bauvorschriften treten alle bisherigen planungsrechtlichen Vorschriften und
Festsetzungen, sowie die bisherigen értlichen Bauvorschriften innerhalb des
Geltungsbereiches auer Kraft.

Planungsrechtliche Festsetzungen
In Ergé&nzung der Planzeichnung wird folgendes als

Planungsrechtliche Festsetzungen
gem. (§ 9 (1) BauGB i.V. mit BauNVO) festgesetzt.

Art der baulichen Nutzung
(§9 (1) 1 BauGB

WA - Allgemeines Wohngebiet

(§ 4 BauNVvO)

Entsprechend Eintrag in die Nutzungsschablone im Lageplan.

Die Ausnahmen nach § 4 (3) Nr. 1 und 2und § 4 (3) Nr. 1 -5 BauNVO i. V. mit § 1 (9)
BauNVO sind nicht zulassig.

Ml - Mischgebiete
(§ 6 BauNVO)
Entsprechend Eintrag in die Nutzungsschablone im Lageplan.

Flache fiir den Gemeinbedarf
(§ 9 (1) Nr. 5 BauGB
entfallt

MaR der baulichen Nutzung

(§ 9 (1) 1 BauGB)

Die zulassige Uberbaubare Grundstiicksflache richtet sich nach den im zeichnerischen Teil
ausgewiesenen Oberbaubaren Flachen unter Beriicksichtigung der festgesetzten
Obergrenzen.

Grundflachenzahl GRZ
(§ 16 (2) 1 BauNVvO)
Grundflachenzahl entsprechend den Eintragen in den Nutzungsschablonen im Plan.
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2.2 Geschossflichenzahl GFZ
(§ 16 (2) 2 BauNVO)
Geschossflachenzahl entsprechend den Eintragen in den Nutzungsschablonen im
zeichnerischen Teil.

2.3 Zahl der Vollgeschosse
(§ 16 (2) BauNVvO)
Die Zahl der Vollgeschosse entsprechend den Eintragen in den Nutzungsschablonen im
zeichnerischen Teil.

2.4 Hohe der baulichen Anlagen
(§ 9 (1) Nr. 1 BauGB i. V. § 16 (2) Nr. 4 BauNVO)
Geb&udehohen entsprechend den Eintragen in den Nutzungsschablonen in Verbindung
mit den Regelschnitten in der Legende des zeichnerischen Teils.

2.4.1 Wandhdhe
Die maximal zulassige Wandhshe WH (Schnittpunkt der AuBenwand mit der Oberkante
der Dachhaut) wird gemaR den Eintragungen im zeichnerischen Teil bezogen auf die
Oberkante der zugehdrigen ErschlieBungsstrale festgesetzt — gemessen in Straenmitte
der ErschlieBungsstralle

2.4.2 Firsthohe
Die maximal zul&ssige Firsthéhe FH wird gemaR den Eintragungen im zeichnerischen Teil
bezogen auf die Oberkante der zugehérigen ErschlieBungsstralie festgesetzt — gemessen
in Gebdudemitte.

2.4.3 Sockelhohe
Die maximal zulassige Sockethche (OK FertigfuRboden) wird bezogen auf die Oberkante
der zugehdrigen ErschlieBungsstrale festgesetzt —gemessen in StraRenmitte der
ErschlieBungsstrale

Der Wert wird nach Beteiligung der Fachplanung Entwésserung festgelegt.

2.5 Doppelhauser
Bei Doppelhdusern sind die Wandhohen, Firsthéhen, Dachneigungen und Sockelhéhen fir
jeweils beide Doppelhaushaélften einheitlich zu gestalten und anzupassen.

3. Bauweise
(§9 (1) 2 BauGB)
Die Festlegung der Bauweise erfolgt entsprechend den Eintragungen im zeichnerischen
Teil.
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WA und MI: o - offene Bauweise
(§ 22 (2) BauNVO)
Es sind nur Einzel- und Doppelhauser zuléssig.

WA : a — abweichende Bauweise
(§ 22 (4) BauNVvO)

Festsetzungen fir die mit ,a1“ gekennzeichneten Bereiche unterschiedlicher
Festsetzungen:

Zulassige Bebauungsmdglichkeiten in Abhangigkeit von der Grundstiicksaufteilung:
- 3 Reihenh&user (mit max. 3 x 3 Wohnungen)

- 2 Einzelhduser (mit max. 2 x 3 Wohnungen)

- 1 Doppelhaus (mit max. 2 x 3 Wohnungen)

- 1 Mehrfamilienhaus (ohne Begrenzung der Anzahl der Wohnungen)

Die in dem Bereich Festsetzung Nr. 5 mit der abweichenden Bauweise (a 1)
ausgewiesenen Nebenanlagen (Car-Ports) sind nur im Falle einer Bebauung mit
Mehrfamilienhdusern zulassig.

4. Uberbaubare Grundstiicksfliche
(Baugrenzen, Baulinien) v )
(§ 9 (1) 2 BauGB) :
Die Gebaude sind nur innerhalb der im zeichnerischen Teil festgesetzten Baulinien und
Baugrenzen zuldssig.

Entlang der B 36 ist ein Mindestabstand von 20 m vom Fahrbahnrand zwingend
von jeglicher Bebauung freizuhalten.

5.  Stellung der baulichen Anlagen
(§ 9 (1) 2 BauGB
Die im zeichnerischen Teil eingetragenen Firstrichtungen der Hauptgeb&ude und Garagen
sind einzuhalten.

6. Hochstzuldssige Zahl der Wohnungen in Wohngebiuden
(§ 9 (1) 6 BauGB)
Pro Wohngebaude (Einzelhaus, Doppelhaushaiilfte) sind maximal 3 Wohneinheiten
zulassig, mit Ausnahme der Bereichs Nr. 5 mit abweichender Bauweise (z.B.
Mehrfamilienhaus)

7.  Flachen fiir Garagen und Car-Ports
(§ 9 (1) Nr. 4 und 11 BauGB, § 12 BauNVO
Garagen und Carports sind fiir die Bereiche unterschiedlicher Festsetzungen Nr. 1 — 5 nur

Stand: 04.02.2013 Seite: 7



Stadt Rheinau — OT Freistett - zu |. Bebauungsplan ,Menzbihnd* (2. Anderung)
Teil 2: Schriftliche Festsetzungen

9.1

9.2

10.

innerhalb der Gberbaubaren Grundstiicksflichen bzw. den dafiir festgesetzten Flachen
zuldssig.

Nebenanlagen

(§ 14 (1) BauNVO)

Nebenanlagen in Form von Gebauden im Sinne des § 14 (1) BauNVO sind fiir die
Bereiche unterschiedlicher Festsetzungen Nr. 1 — 5 nur innerhalb der Giberbaubaren
Grundstiicksflache zulassig.

Mulltonnenschranke, Gerateraume und Gartenlauben sind auch auRerhalb der
tiberbaubaren Flache zuldssig.

Verkehrsflachen
(§ 9 (1) 11 BauGRB)
Verkehrsflachen entsprechend den Eintragen im zeichnerischen Teil.

Verkehrsfldchen allgemeine Zweckbestimmung

Die Aufteilung der Verkehrsflachen in Fahrbahn, FuBweg, Radweg und Verkehrsgriin
sowie Anlagen zur Ableitung, Ruckhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser der
éffentlichen ErschlieBungsflachen, wird als unverbindliche Eintragung im zeichnerischen
Teil dargestellt.

Verkehrsflichen besonderer Zweckbestimmung

Die im Lageplan festgesetzten Verkehrsflachen besonderer Zweckbestimmung dienen als
Mischverkehrsfldche mit besonderer Gestaltung dem Gehen, Radfahren sowie dem Kfz-
Verkehr.

Offentliche Griinfliichen
(§ 9 (1) 15 BauGB)

Folgende Bereiche werden als 6ffentliche Grunflachen ausgewiesen:
Stralenbegleitende Griinflichen werden als Verkehrsgriin ausgewiesen.

Auf den &ffentlichen Grinflachen ,Spielplatz” wird je ein Kinderspielplatz angelegt.
Die Aufstellung von Spielgeraten, Anpflanzungen und Geldndemodellierungen sind
vorgesehen.

Die wasserschutzrechtlichen Flachen (Entwasserungsgraben und Versickerungsflache fir
Oberflachenentwasserung) sind Teil der Griinflachen im Nordosten und Nordwesten. Der
Randbereich im Nordosten wird mit Obstbaumreihen und Hecken bepflanzt. Der
Randbereich im Nordwesten wird mit Hecken bepflanzt. Diese Festsetzungen dienen der
aufleren Eingriinung des Baugebietes.

Die offentliche Granflache des Larmschutzwalles im Stiden dient der duBeren Eingriinung
und des Immissionsschutzes des Baugebietes.
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11.

11.1

11.2

Anpflanzungen von Baumen, Strduchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 (1) Nr. 25a BauGB)

Offentliche Griinflichen

In den &ffentlichen Griinflachen sind entsprechend den Eintragungen im zeichnerischen
Teil Laubb&ume gemé&R Empfehlungen der Pflanzliste des Griinordnungsplanes
anzupflanzen. Die Pflanzen sind dauerhaft zu unterhalten und ggfs. zu ersetzen, wenn der
Anwuchs nicht erfolgreich oder nicht dauerhaft ist.

Bei der Bepflanzung sind gesetzliche Bestimmungen hinsichtlich erforderlicher
Grenzabsténde und der Verschattung aufgrund der zu erwartenden Héhenentwicklung zu
beachten und einzuhalten.

Private Griinflichen

Auf den privaten Grundstiicken ist je angefangene 300 m? Grundstiicksflache ein
einheimischer Laubbaum oder ein hochstammiger Obstbaum (bevorzugt
widerstandsfahige Lokalsorte) gem. Artenliste anzupflanzen.

Je 100 m? Grundstiicksflache ist mindestens ein standortgerechter Strauch gemaR
Pflanzliste zu pflanzen.

Vorgarten und die nicht befestigten privaten Grundstiicksflachen sind einzugriinen.
Bepflanzungen sind mit einheimischen Arten durchzufiihren.

An Grundstiicksgrenzen, die an 6ffentliche ErschlieBungsflachen grenzen und nicht
Vorgarten sind, sind standortgerechte Hecken gemaR Empfehlungen der Pflanzliste des
Griinordnungsplanes zu pflanzen.

Auf privaten Griinflichen welche im Bereich des Larmschutzwalls liegen, sind
Einfriedigungen zulassig, deren Oberkante die Oberkante der Wallkrone nicht
Uiberschreitet.

Alle Pflanzgebote sind ein Jahr nach Fertigstellung der Gebaude zu erfiillen.

Die Pflanzen sind dauerhaft zu unterhalten und ggfs. zu ersetzen, wenn der Anwuchs nicht
erfolgreich oder nicht dauerhaft ist. Die Baumstandorte sind so auszusuchen, dass eine
gegenseitige Beeintrachtigung von Baumen und Leitungen ausgeschlossen werden kann.

11.3 Fldchen fiir die Landwirtschaft

Auf den landwirtschaftlichen Flachen die im Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegen,
ist der Einsatz von Pestiziden nicht zuléssig (Teilflache Baumschule als Distanz- und
Schutzflache zum Baugebiet auf Flurstiick Nr. 2806 und Teilflachen der Flurstiicke Nr.
2808/1 2810/1, 2811/1 und 2813/1).

Im Bereich dieser innerhalb des Geltungsbereiches liegenden landwirtschaftlichen Flichen
sind Einfriedungen zulassig.
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11.4

11.5

12.

12.1

Pflanzgebote
Es werden folgende Pflanzgebote festgesetzt:

a.PG1

Die mit dem Pflanzgebot 1 belegte &ffentliche Griinflache an nordédstlichen Rand ist mit
Obstgehdlzen entlang des Entwasserungsgrabens und im Randbereich der
Versickerungsflache zu bepflanzen.

b. PG 2

Die mit dem Pflanzgebot 2 belegte 6ffentliche Grinflache am nordwestlichen Rand ist mit
Schlehenhecken entlang des stidlichen Béschungsbereiches des nordwestlichen
Entwasserungsgrabens zu bepflanzen. Die Pflanzbreite soll mind. 2 m auf privaten
Grundstiicksflachen und mind. 1,5 m am offentlichen Grabenrand betragen.

c.PG3

Die mit dem Pflanzgebot 3 belegte 6ffentliche Griinfliche am norddstlichen Rand ist mit
Schlehenhecken auf dem Geldndestreifen zwischen dem Entwasserungsgraben und der
Versickerungsflache, sowie beidseitig entlang des Béschungsbereiches zu bepflanzen.

d.PG 4
Die mit dem Pflanzgebot 4 belegte &ffentliche Griinfliche (Kinderdarten) ist mit
Obstgeholzen entlang der 6stlichen Grundstiicksgrenze zu bepflanzen.

Die Pflanzenauswahl ist gemafR den Empfehlungen der Pflanzliste des
Griinordnungsplanes zu bestimmen.

Die Pflanzen sind dauerhaft zu unterhalten und ggfs. zu ersetzen, wenn der Anwuchs nicht
erfolgreich oder nicht dauerhaft ist.

Pflanzliste
Die Pflanzliste ist Bestandteil des Griinordnungsplanes.

Fldchen oder MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwickiung von Boden,
Natur und Landschaft
(§ 9 (1) 20 BauGB)

Die offentlichen Grinflachen des nordwestlichen und nordostlichen
Entwasserungsgrabens sowie der nordéstlichen Versickerungsflache sind so anzulegen,
dass sie im Sinne des Punkt 12 (Flachen oder Malnahmen zum Schutz, zur Pflege und
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft) wirksam sind und als Teil der
Freiraumgestaltung wahrgenommen werden.

Flachen und MaBnahmen fiir Riickhaltung, Versickerung und Ableitung von
Niederschlagswasser.

Die im Lageplan entsprechend bezeichneten Flachen (nordwestlicher und nordéstlicher
Entwasserungsgraben sowie die nordéstlichen Versickerungsflache), dienen der
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12.2

13.

Riickhaltung, Versickerung und Ableitung von Niederschlagswasser von offentlichen
Verkehrsflachen und landwirtschaftlich genutzten Flachen.

Bei der technischen Planung sind die Gestaltungselemente, Bepflanzung,
Gelandemodellierung und Randausbildung bzw. Grabenverlauf im Sinne des Punkt 12 zu
beriicksichtigen und freiraumplanerisch aufeinander abzustimmen.

Das Niederschlagswasser von Dachflachen privater Gebaude, Wegen, Zufahrten und
Freiflachen ist méglichst auf den jeweiligen Grundstiicken im Zuge einer nachhaltigen
Niederschlagswasserbewirtschaftung zu nutzen bzw. zu versickern.

Verwendung versickerungsaktiver Beldge

Die Bodenversiegelung und der damit verbundene Abflussbeiwert ist bei Wegen und
Platzen so gering wie mdglich zu halten. Der Unterbau soll entsprechend
wasserdurchlassig sein. Dadurch kénnen Bodenfunktionen teilweise erhalten und eine
Grundwasserneubildung in geringem Umfang stattfinden. Art und Aufbau der Befestigung
haben sich an der jeweiligen Nutzungsintensitat zu orientieren.

Flidchen fiir besondere Anlagen zum Schutz vor Verkehrslarm sowie bauliche und
sonstige Vorkehrungen zum Schutz vor Verkehrslarm
(§ 9 (1) 24 BauGB)

Die Schalldammung des Walls muss den Immisionsgrenzwerten fir ,Allgemeine
Wohngebiete” gemaf Verkehrslarmschutzverordnung (16. BImSchV 06.90) in allen
mdglichen Geschossen gentigen.

Das Larmschutzgutachten Nr. 3530/819 vom 16.04.04 gemafR Anlage wird Bestandteil der

Schriftlichen Festsetzungen mit folgenden Festsetzungen:

a. Aufder in der Planzeichnung gekennzeichneten Fizche parallel zur B 36 sind aktive
Larmschutzmafinahmen mit den Mindesthéhen gemaf den Vorgaben des
Larmschutzgutachtens des Ingenieurbiiros Wolfgang Rink vom 16.04.04 zu errichten.

b. Die aktive LarmschutzmaRnahme gemafl Gutachten wird in Form eines Erdwalls
erstellt. Der Abstand des WallfuRpunktes zur B 36 betragt 2,50 m. Die zur B 36
orientierte Wallseite wird mit einer B6schungsneigung von 1: 1 erstellt. Der Erdwall
wird mit einer Hohe von 5,0 m errichtet.

c. Die Lange und Grundflache des Larmschutzwalls sind im zeichnerischen Teil
festgesetzt (Planzeichen).

d. Die Wallkrone wird mit einer Breite von 2,50 m erstelit um eine Befahrung mit Pflege-
und Unterhaltsfahrzeugen sicherzustellen. Anfangs- und Endpunkte des Erdwalls
werden so ausgebildet, dass die Béschung fiir Pflege- und Unterhaltsfahrzeuge
befahrbar ist.

e. Passive Larmschutzmalinahmen gem. DIN 4109 sind laut Ergebnis des
Schallschutzgutachtens im Bereich des Allgemeinen Wohngebietes keine erforderlich
(Die Teilbereiche fiir welche das Larmschutzgutachten eine Uberschreitung der
zulassigen Referenzwerte gem. Beiblatt 1 zu DIN 18005 Teil 1 (4) feststellt, sind als
Mischgebiet geplant).
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14.

1.1

Festsetzung der Hohenlage

(§ 9 (2) BauGB)

Die Festsetzung der Gelandehohen und der Héhenlagen der éffentlichen Verkehrsflachen
erfolgt im Zuge der Ausfiihrungsplanung fiir die ErschlieRungsanlagen.

Bauordnungsrechtliche Festsetzungen (Ortliche Bauvorschriften)
In Erganzung der Planzeichnung wird folgendes als

Bauordnungsrechtliche Festsetzungen
gem. § 9 (4) BauGB i.V. m. § 74 LBO festgesetzt

AuBRere Gestaltung baulicher Anlagen
(§ 74 (1) 1 LBO)

Bei der Gestaltung der Geb&aude und Fassaden sind die allgemeinen Anforderungen des
§ 11 (1-2) LBO zu beachten:

Grelle Farben oder stark reflektierende Metallflachen an den AuRenwanden sind nicht
zulassig. GroRflachige Metallbekleidungen von Fassaden sind ebenfalls nicht zuldssig, da
diese zu Stérungen der Empfangsqualitat von Rundfunk- und Fernsehsendern fithren
kénnen (Antennenempfang).

Doppelhduser sind beziiglich der Fassaden- und Dachgestaltung aufeinander
anzugleichen.

Abfallsammelbehalter sind in den Gebauden oder Nebenanlagen oder hinter entsprechend
gestalteten Pflanzungen unterzubringen.

Dachgestaltung der Hauptgebiude
(§ 74 (1) Nr. 1 LBO)

Dachform und Dachneigung

Zul&ssig sind Satteldacher und versetzte Pultd4cher. .
<~ O
Fir untergeordnete Gebaudeteile kénnen geringere Dachneigungen ausgefiihrt werden.

Verschiedene Dachflachen des Hauptdaches missen die gleiche Neigung haben.
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1.2

Stand: 04.02.2013

Dachneigung
Die zuldssige Dachneigung DN wird gemaR den Eintragungen im zeichnerischen Teil
festgesetzt.

Dachneigung Einzelhauser:
Die Dachneigung bei Einzelhdusern darf 35 - 45° betragen.

Dachneigung Doppelhauser:
Die Dachneigung bei Doppelhausern muss 45° betragen.

Dachgauben
Dachgauben und Dacheinschnitte sind nur bis zu insgesamt 1/3 der Lange der

zugehorigen Firstldnge zuldssig. Der Abstand zum Ortgang muss mindestens 1,00 m
betragen.

Pro Einzelhaus oder Doppelhaus ist nur ein einheitlicher Dachgaubentyp zul&ssig.

Dachvorspriinge

Dachvorspriinge bis 0,80 m sind auch auferhalb der Baugrenzen bzw. Baulinie zulassig.

Dachaufbauten
Je Gebdaude ist nur eine Antennenanlage auf dem Dach zul&ssig.

Materialien im Dachbereich
Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie (Kollektoren) sind zuléssig und in die
Dachflachen zu integrieren.

Glasierte Ziegel sowie glanzende Dacheindeckungen sind nicht zulassig.

Ve :
Dachgestaltung der Nebengebdude und Garagen 5/ pord pag [ o

(§ 74 (1) Nr. 1 LBO)

Soweit Garagen/Nebenanlagen nicht in die Hauptbaukérper integriert oder angebaut
werden, sind sie mit Sattelddchern der Neigung des Hauptdaches zu versehen.
Flachd&cher auf Garagen und Carports kénnen als Ausnahme zugelassen werden.

Dachneigungen unter 10° sind zu begriinen.

Evtl. geplante unterirdische Garagen (Tiefgaragen) sind mit mind. 60 cm Erdiiberdeckung

zu Uberschiitten und zu begriinen.

Einfriedungen

(§ 74 (1) Nr. 3LBO)

Als Einfriedungen entlang &ffentlicher Verkehrsflachen, sind nur lebende Einfriedungen
(Hecken) mit oder ohne eingewachsenen Drahtzaun zulassig.

vgl. Aussagen der Planungsrechtlichen Festsetzungen Punkt 11.2
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Sichtschutzeinrichtungen

Sichtschutzeinrichtungen zur Abschirmung von Terrassen sind mit einer Héhe von 1,50 m
zwischen den Grundstiicken als Hecke mit oder ohne eingewachsenen Drahtzaun und
innerhalb der der Baugrenzen auch als verputzte Mauer zuléssig.

Gestaltung der unbebauten Fliche
(§ 74 (1) Nr. 3LBO)
Das anfallende Oberflachenwasser ist auf den einzelnen Grundstiicken zuriickzuhalten.

Die Versiegelung der nicht durch Bauwerke oder sonstige Anlagen iiberdeckten Flachen
auf den Baugrundstiicken ist zu reduzieren. Parkflachen, Wege, notwendige Zufahrten und
sonstige Hofflachen sind mit wasserdurchlassigen Materialien herzustellen.

Der Abflussbeiwert der versiegelten Flachen darf max. 0,7 betragen.

Alle anderen Flachen sind zu begriinen und gértnerisch zu unterhalten.

Fur die Rickhaltung der unverschmutzten Niederschlagswasser sind private Anlagen zur
privaten Riickhaltung zulassig (Zisternen).

Hinweise und Empfehlungen
zum Bebauungsplan ,Menzbiihnd"

Fassung zur Offenlage

ErschlieBungsmaBnahmen

Zur Koordinierung der Versorgungstrager sind Beginn und Ablauf der
ErschlieBungsmafinahmen der Deutschen Telekom AG, Niederlassung Offenburg, so frith
wie mdglich, mindestens 6 Monate vor Baubeginn, anzuzeigen.

Das Leitungsnetz soll als unterirdisches Kabelnetz aufgebaut werden.

Der Versorgungstrager behalt sich eine oberirdische Verlegung vor (Abhzngigkeit von
zeitlicher Koordinierung und Abstimmung).

Sicherung von Bodenfunden

Da im Planungsgebiet bisher unbekannte arch&ologische Bodenfunde zutage treten
kénnen, ist der Beginn von ErschlieBungsarbeiten sowie allen weiteren Erd- und
Aushubarbeiten fuhrzeitig dem Regierungsprisidium Freiburg, Ref. 26 —
Denkmalpflege, Fachgebiet Archidologische Denkmalpflege (per Post, per Fax, 0761-
2083599 oder per E-Mail: referat26@rpf.bwl.de) schriftlich mitzuteilen.

Gemal § 20 des Denkmalschutzgesetzes sind auch im weiteren Baufortschritt auftretende
Funde (Scherben, Knochen, Mauerreste, Metallgegenstinde, Graber, auffillige
Bodenverfarbungen, u.&.) umgehend zu melden und bis zur sachgerechten Dokumentation
und Ausgrabung im Boden zu belassen. Mit Unterbrechungen der Bauarbeiten ist ggf. zu
rechnen und Zeit zur Fundbergung ist einzurdumen.
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3. Bauen im Grundwasser
Aus Griinden des allgemeinen Grundwasserschutzes sind bauliche Anlagen grundsétzlich
so zu planen, dass sie Uber dem héchsten bekannten Grundwasserstand liegen. Die
Héhenlage der Unterkante Kellerfuboden ist i.d.R. so zu wihlen, dass diese iber den
héchsten bekannten Grundwasserstanden liegt. Bei sehr hohen Grundwassersténden ist
ggf. auf die Ausbildung von Kellergeschossen zu verzichten bzw. das Gelande
entsprechend mit hierzu zuldssigem Material aufzufiillen.

Soweit bauliche Mal3nahmen unterhalb des héchsten Grundwasserstandes vorgesehen
sind, ist hierfir grundsétzlich eine Erlaubnis und somit die Durchfiihrung eines
wasserrechtlichen Verfahrens erforderlich. Bauliche Anlagen sind unterhalb des héchsten
bekannten Grundwasserstandes wasserdicht und auftriebssicher auszufiihren.

Die Grundwasserhshe (hoher GW-Stand) liegt gemal Grundwassergleichenplan auf
ca. 128,72 m (.NN.

Es ist jedoch nicht auszuschlieBen, dass bei den Messungen der héchste
Grundwasserstand nicht erfasst wurde.

Die vorhandene Gelandehdhe im Planungsgebiet betragt ca. 129,0 — 131,0 m i NN.

Das geplante Stralenniveau weist eine mittlere Héhe von ca. 130,5 NN auf (Westlich an
der B 36 ca. 132,0 NN, ostlich im Bereich des Grabens ca. 129,2 NN, Nordwestlich an der
Langestrangstrafie ca. 130,0 m)

Falls im Rahmen von Bauvorhaben eine Grundwasserabsenkung erforderlich wird, ist
hierflr zuvor eine wasserrechtliche Erlaubnis notwendig.

4 Wasserwirtschaft und Bodenschutz

Abfallbeseitigung und wassergefihrdende Stoffe
Unfalle mit wassergefdhrdenden Stoffen sowie die Ablagerung wassergefahrdender Stoffe
kénnen zu schwerwiegenden Gewasser- und Grundwasserverschmutzungen fithren.

Die Errichtung und der Abbruch ortsfester Anlagen zum Lagern oder Ansammeln
wassergefahrdender Flussigkeiten bedarf einer Baugenehmigung nach § 49 LBO, sofern
das Fassungsvermdgen des Behalters 5 Kubikmeter (ibersteigt. Generell gilt fur alle
Anlagen die Verordnung des Umweltministeriums iiber Anlagen zum Umgang mit
wassergefahrdenden Stoffen und liber Fachbetriebe (Anlagenverordnung - VAWS).

Das Landratsamt, Amt fir Wasserwirtschaft und Bodenschutz ist im Rahmen des
Baugenehmigungsverfahrens und ggf. im Rahmen eines immissionsschutzrechtlichen
Verfahrens zu héren.

Um Schéden an unterirdischen Tankanlagen zu vermeiden, ist fir diese Anlagen der
statische Nachweis der Auftriebssicherheit zu erbringen.

Bei der Planung der einzelnen Bauvorhaben ist anzustreben, den anfallenden Erdaushub
auf das unumganglich erforderliche MaR zu reduzieren und das Material innerhalb des
Grundstiickes fir Geléandegestaltungen usw. wieder zu verwerten, um die Abfuhr auf
Erdaushubdeponien soweit wie méglich zu reduzieren.
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Auffullungen im Rahmen der ErschlieBung und im Zuge von Baumafinahmen durfen nur
mit reinem Erdaushub (bzw. Kiesmaterial) oder aufbereitetem Bauschutt aus
zugelassenen Aufbereitungsanlagen vorgenommen werden, der keine
wassergefahrdenden Stoffe enthalt.

AuRlerdem ist die Verwendung von verunreinigtem Bauschutt und Baustellenabfallen nicht
zul&ssig.

5. Wasserversorgung
Das Baugebiet wird {iber die zentrale Wasserversorgung mit Trinkwasser versorgt.

6. Schmutzwasser
Samtliches anfallendes Schmutzwasser ist der Ortskanalisation zu zuleiten.

7. Regenwasser
Die Entwéasserung des Planungsgebietes erfolgt im Trennsystem.
Regenwasser von Dach- und sonstigen Flachen (Wege, Stellplatze, Terrassen usw.), von
denen eine Gefahrdung von Grundwasser oder Oberflichengewassern nicht zu beflirchten
ist, kann im Bereich des Grundstiickes Uiber eine belebte Bodenschicht versickert werden
(kein Sickerschacht), wenn hierdurch keine Beeintréachtigungen fir Dritte entstehen
kdénnen.

Im Falle von Brauchwassernutzung, nur fur WC-Spiilung, ist eine besondere Vereinbarung
Uber die Anschlussbedingungen zum Betrieb von Regenwassersammelanlagen mit dem
ErschlieBungs- bzw. Entsorgungstrager erforderlich.

Wenn das Grundstiick an eine der &ffentlichen Griinflachen (Grabensystem) an dem Rand
des Wohngebietes angrenzt, kann der Uberlauf auch iiber Feuchtsenken
(Versickerungsmulden) in das Grabensystem eingeleitet werden. Im Rahmen der
Entwasserungsplanung ist dies entsprechend mit aufzunehmen und mit dem
Entsorgungstrager abzustimmen.

Die Versickerung von Niederschlagswasser von nicht beschichteten oder in &hnlicher
Weise beschichteten Kupfer, Zink oder Blei gedeckten Dachern ist nicht zuldssig.

8. Altlasten und Erdarbeiten
Im Bereich des Planungsgebietes sind keine Altlasten bekannt.

Werden bei den Erdarbeiten ungewshnliche Farbungen und/oder Geruchsemissionen (z.B.
MineralGle) wahrgenommen, so ist umgehend die zusténdige Untere Wasserbehérde oder
das Landratsamt, Amt fir Wasserwirtschaft und Bodenschutz zu unterrichten.

Die Aushubarbeiten sind an dieser Stelle sofort einzustellen.
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10.

11.

12.

13.

Bodenschutz

Die Bestimmungen des Bodenschutzgesetzes fir Baden-Wiirttemberg vom 24.06.1999
sind zu beachten. Danach ist nach § 4 (2) bei BaumaRnahmen insbesondere auf einen
sparsamen und schonenden Umgang mit dem Boden zu achten.

Niedrigenergiebauweise
Auf die Energieeinsparungen durch die Erstellung der Gebaude in Niedrigenergiebauweise
wird ausdricklich hingewiesen.

Stromversorgung

Die Stromversorgung erfolgt Giber ein Kabelnetz.

Fur die Unterbringung der Kabel solite DIN 1998 zugrunde gelegt werden. Bei
Anpflanzungen von Baumen wird demnach ein seitlicher Mindestabstand von 2,5 m zum
Erdkabel erforderlich. Ist dieser Abstand nicht realisierbar, werden zum Kabel hin
geschlossene Pflanzringe oder Trennwéande bis in 1 m Tiefe bendtigt.

Die Hausanschlusskabel zu den noch nicht bebauten Grundstlicken werden erst nach
Gebaudeerstellung verlegt, wenn die genauen Gebaudestandorte, die Anschlussraume
und der Leistungsbedarf bekannt sind.

Zur Koordinierung der Versorgungstrager ist der Beginn der ErschlieBungsmaf3nahmen
dem Oberlandwerk Achern rechtzeitig mitzuteilen.

Baugrund
Eine Baugrunduntersuchung wird empfohlen.

Nutzung von Regenwasser aus Zisternen

Es wird empfohlen, das anfallende Oberflichenwasser auf den einzelnen Grundstiicken zu
sammeln (Speicher, Zisterne) und zu verwenden (z.B. Gartenbewasserung).
Uberschiissiges Wasser das weder gesammelt noch verwendet oder versickert werden
kann, ist in die 6ffentliche Kanalisation einzuleiten.

Bei der Einrichtung und dem Betrieb von Regenwasseranlagen sind § 17 der
Trinkwasserverordnung sowie die DIN 1988 zu beachten.

§ 17 TrinkwV:

Wasserversorgungsanlagen, aus denen Trinkwasser oder Wasser fiir
Lebensmittelbetriebe mit der Beschaffenheit von Trinkwasser abgegeben wird, dirfen nicht
mit Wasserversorgungsanlagen verbunden werden, aus denen Wasser abgegeben wird,
das nicht die Beschaffenheit von Trinkwasser hat. Die Leitungen unterschiedlicher
Versorgungssysteme sind, soweit sie nicht erdveriegt sind, farblich unterschiedlich zu
kennzeichnen.
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Die DIN 1988 beinhaltet technische Bestimmungen fir Bau und Betrieb von Trinkwasser-
Leitungsanlagen in Grundst5cken.

14. Militarische Pipeline
Im Nahbereich des Geltungsbereichs des Bebauungsplans ist eine militdrische Pipeline

vorhanden.

Aufgestellt,
Karlsruhe, den 04.02.2013

Metzger renner-motz
architekten + ingenieure GmbH
Binsenschlauchweg 1 e

76187 Karlsruhe

Karlsruhe, den 04.02.2013

Stand: 04.02.2013 Seite: 18



	3.5.3 Zeichnerischer Teil 2. Änderung (2013)
	2.1 Satzung
	2.2 Begründung
	2.3 Schriftliche Festsetzungen
	2.3.1 Gesetzliche Grundlagen und Verordnungen
	2.3.2 Planungsrechtliche Festsetzungen
	2.3.3 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen
	2.3.4 Hinweise und Empfehlungen


